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Widerstand gegen
Pläne der Regierung
Der Regierungsrat hat acht Grundstücke bestimmt, die für eine kantonale Grossunterkunft
für Asylsuchende infrage kommen. Einige Gemeinden fühlen sich überrumpelt von den
Plänen. Regierungsrätin Franziska Roth verteidigt ihre Informationspolitik. VON NOEMI LEA LANDOLT

s war schon immer so und
sollte dieses Mal nicht gross
anders sein. Aber der Reihe
nach: Am Freitag informier-
te der Regierungsrat, wel-
che Standorte für eine kan-
tonale Grossunterkunft für

Asylsuchende infrage kommen. Die Regie-
rung hat insgesamt acht Grundstücke be-
stimmt, die sie nun genauer prüfen will.
Fünf davon gehören Einwohnergemein-
den. Sie befinden sich in Baden, Fislis-
bach, Küttigen, Obersiggenthal und Roth-
rist. Die drei weiteren Grundstücke in an-
deren Gemeinden gehören Privaten. Fran-
ziska Roth sagt nicht, um welche Grund-
stücke es sich handelt. «Zuerst müssen die
Eigentümer Verhandlungsbereitschaft
signalisieren.»

Verhandlungsbereit zeigen sich von den
betroffenen Gemeinden nicht alle. Die ers-
te Reaktion folgte elf Minuten nach der
Mitteilung der Regierung. Der Gemeinde-
rat Fislisbach kündet an, er werde das Pro-
jekt nicht unterstützen. Später informierte
der Obersiggenthaler Gemeinderat, man
lehne den geplanten Standort ab. Der Ge-
meinderat Rothrist schliesslich findet die
Pläne der Regierung «unrealistisch». Ein-
zig Baden und Küttigen zeigen sich ver-
handlungsbereit.

Kurzfristig statt frühzeitig
Es war vorhersehbar, dass sich die Freude
über eine Grossunterkunft in der eigenen
Gemeinde in Grenzen halten wird. Das hat
sich in den letzten Jahren mehr als einmal
und teilweise in aller Deutlichkeit gezeigt.
Wo auch immer die Regierung eine Asyl-
unterkunft eröffnete, regte sich Wider-
stand. Gab es Leute, die sich mit Fackeln
und Plakaten gegen das Fremde wehrten.

Noch brennen keine Fackeln. Trotzdem
stellt sich die Frage: Hätte Regierungsrätin
Roth etwas anders machen müssen? Ja,
findet eine Mehrheit der Gemeinderäte

E
der betroffenen Gemeinden. Sie kritisie-
ren, sie seien nicht frühzeitig über die Plä-
ne der Regierung informiert worden.

Tatsächlich wurden sie kaum früher als
die Öffentlichkeit informiert. Dafür griff
Franziska Roth eigenhändig zum Telefon-
hörer. Am Dienstag klärte sie die Gemein-
deammänner und die Badener Stadträtin
Regula Dell’Anno über die Pläne der Regie-
rung auf und sagte, dass am Donnerstag
weitere Informationen per E-Mail folgen
und am Freitag auch per Post eintreffen
würden. Als Letzter erfuhr Peter Huber,
Gemeindeammann in Fislisbach, von den
Plänen. Ihn erreichte die Regierungsrätin
erst am Mittwoch. Er war am Dienstag den
ganzen Tag auf der Jagd und telefonisch
nicht erreichbar.

Keine «geheimen Vorgespräche»
Franziska Roth sagt, durch die zeitgleiche
Information von Gemeinden, privaten
Grundeigentümern und Medien sollten al-
le Parteien auf dem gleichen Stand sein.
«Geheime Vorgespräche» sollten keine
stattfinden. Fest steht: Die Gemeinderäte
hätten sich vorgängige Gespräche ge-
wünscht. Sie kritisieren, sie hätten gar kei-
ne Gelegenheit gehabt, zu den Plänen der
Regierung Stellung zu nehmen.

Doch um die Möglichkeit, Stellung zu
nehmen, ging es dem Kanton gar nicht.
Franziska Roth stellt klar: «Es geht nicht
darum, dass sich eine Gemeinde heute
entscheiden muss, ob sie zukünftig Stand-
ortgemeinde für eine Grossunterkunft sein
will.» Die Regierung wolle jetzt das Ge-
spräch aufnehmen und eine erste Ein-
schätzung bei den Gemeinden abholen.
Dazu werde sie selber die Behörden der
Standortgemeinden in den nächsten Tagen
und Wochen besuchen und sie ausführlich
und persönlich über die Pläne informie-
ren. Anschliessend würden in den nächs-
ten Monaten unter Einbezug der betroffe-
nen Gemeinden und privaten Grundstück-

besitzer vertiefte Abklärungen vorgenom-
men. Im März will der Regierungsrat einen
Zwischenentscheid fällen. Von Mai bis Juli
soll das Projekt weiter konkretisiert wer-
den – bis zum definitiven Standort-
entscheid.

Nicht zentral, aber erreichbar
Gemessen an der bisherigen Dauer des
Projekts «Grossunterkunft», scheint das
Ziel nah. Der Grosse Rat beauftragte den
Regierungsrat nämlich bereits im Mai
2015, ein Standortkonzept für regional aus-
gewogen verteilte Asylgrossunterkünfte für
150 bis 300 Personen zu erarbeiten. Ur-
sprünglich waren vier bis fünf Unterkünfte
geplant. Inzwischen soll es noch eine kan-
tonale Pilot-Unterkunft geben, weil weni-
ger Bundesgeld zur Verfügung steht.

Zunächst suchte der Kanton nach geeig-
neten eigenen Liegenschaften oder Grund-
stücken. Doch die Suche ergab eine zu
kleine Auswahl. Deshalb hatte der Regie-
rungsrat Ende Januar 2018 beschlossen,
auch Grundstücke und Liegenschaften im
Gemeindebesitz zu prüfen. In einer ersten
Phase wurden 307 Grundstücke ermittelt,
welche beispielsweise von der Fläche her
die Anforderungen des Kantons erfüllten.
Sie wurden anschliessend von Spezialisten
aus verschiedenen Departementen bewer-
tet. Der Regierung war etwa wichtig, dass
die Unterkunft nicht ins Zentrum kommt
oder sich kein Schulhaus in unmittelbarer
Nähe befindet. Gleichzeitig sollte der Ort
mit dem öV erreichbar sein.

So wurde die Liste von ursprünglich
307 Grundstücken auf 14 reduziert. Aus
diesen hat die Regierung – zusammen mit
der Paritätischen Kommission Asyl- und
Flüchtlingswesen – die Achter-Liste zusam-
mengestellt. Um daraus eine Einer-Liste zu
machen, bleibt laut Zeitplan noch knapp
ein Jahr. Im Oktober 2019 will der Regie-
rungsrat den definitiven Standortent-
scheid fällen.

Der Sachplan Asyl des

Bundes schreibt vor, dass
die Asylregion Nordwest-
schweiz per Frühjahr 2019
insgesamt 840 Plätze in

drei Bundesasylzentren

bereitstellen muss. Fest
stehen bis jetzt das Verfah-
renszentrum Bässlergut in

Basel und das Ausreise-
zentrum in Flumenthal SO.
Das dritte Bundesasyl-
zentrum müsste entweder

im Aargau oder im Basel-
biet entstehen.
Nun teilt die Regierung

mit, dass sie auf Bemühun-
gen für ein Bundesasylzen-
trum verzichte. Es seien
Vor- und Nachteile gegen-
einander abgewogen

worden. Die Abklärungen
hätten ergeben, dass die
Risiken stärker ins Gewicht

fallen als die zu erwarten-
de Entlastung. Würde der

Aargau ein Ausreisezen-
trum betreiben, wäre er für
den Vollzug der Wegwei-
sungen zuständig. Im
Gegenzug würden dem

Kanton vom Bund weniger

Asylsuchende zugewiesen.

Regierung will kein

Ausreisezentrum

Ausserdem habe der Gemeinderat das

Land zwischen dem technischen Zen-
trum und der Stiftung Gässliacker

bereits für gemeindeeigenen Bedarf

vorgesehen. Obersiggenthal habe eine
sehr hohe Altersquote. «In der mittel-
fristigen Planung sind die Parzellen für

betreutes Wohnen im Alter vorgese-
hen», sagt Martin. Zudem unterstütze

der Gemeinderat die Bestrebungen der

Stiftung Gässliacker, an diesem Standort

ein Ärztezentrum zu erstellen. Deshalb
lehne der Gemeinderat eine Grossunter-
kunft an diesem Standort ab.

In Küttigen will der Regierungsrat das

Grundstück «Hüslimatt» im Gebiet Aa-
bach/Bibersteinerstrasse prüfen. Ganz
in der Nähe zum Grundstück befindet

sich der Sportplatz Ritzer. Gemeinde-
ammann Tobias Leuthard (SP) vermu-
tet, dass das in der Gemeinde zu Dis-
kussionen führen wird. «Aber ich kann
es nachvollziehen, dass die Regierung
aufgrund ihrer Auswahlkriterien auf

das Areal kam.» Aus seiner Sicht müsse
man einfach sehen, dass sich in der Nä-
he sowohl die Aare als auch eine stark

befahrene Strasse befinden. Zudem sei

In Obersiggenthal ist Gemeindeammann

Dieter Martin (FDP) unglücklich darüber,
wie Regierungsrätin Franziska Roth die

Gemeinden informiert hat. Er fühlt sich
überrumpelt. «Es fanden weder eine
vorgängige Befragung noch eine früh-
zeitige Information statt.» Martin kann
auch nicht nachvollziehen, wie die
Regierung auf das Grundstück an der

Gässliackerstrasse/Mühleweg kam. «Es
ist sehr zentrumsnah und in der Nähe

der Schule», sagt er. Damit entspreche
das Grundstück nicht einmal den

eigenen Auswahlkriterien der Regierung.

«Wir planen hier Alterswohnungen»

Gässliackerstr./Mühleweg, Obersiggenthal

«Eine nachvollzie

Hüslimatt, Küttigen

In Rothrist – dem Wohnort von Regie-
rungsrätin Franziska Roth – soll das
Grundstück hinter dem Einkaufszentrum

Breitenpark am Bahnweg geprüft

werden. «Das ist unrealistisch», findet
Gemeindeammann Ralph Ehrismann

(FDP). «Wir haben Pläne für dieses

Gebiet. Es ist unsere Entwicklungszone,
die wir als Nächstes verbauen möch-
ten.» So sei etwa ein Kindergarten
genau dort geplant.
Ausserdem gebe es für das Areal ver-
bindliche Gestaltungspläne. «Ich be-
zweifle, dass eine Grossunterkunft für

mehrere hundert Asylsuchende nach

diesen Richtlinien gebaut werden kann»,
so der Gemeindeammann.
Er kritisiert auch die kurzfristige

Kommunikation der Regierung. «Ich
hätte es begrüsst, wenn sie früher auf
die Gemeinden zugekommen wäre»,
sagt Ralph Ehrismann. «Dann hätten wir
sagen können, dass wir andere Pläne für
das Gebiet haben und es eine unserer

wenigen Entwicklungszonen ist.» Der
Gemeinderat habe jetzt bis im Januar

Zeit, Stellung zu den Plänen des
Regierungsrates zu nehmen.

«Das ist unsere Entwicklungszone»

Bahnweg, Rothrist

Steiacher, Baden-

Plätze für Asylsuchende

soll es in der kantonalen

Pilot-Unterkunft geben.

150-300

Die AIHK lehnt die teure
Waldinitiative ab
PAROLEN Der Vorstand der Aargauischen
Industrie- und Handelskammer (AIHK)
hat einstimmig die Nein-Parole zur aar-
gauischen Volksinitiative «Ja! für euse
Wald» beschlossen. Aus Sicht der AIHK ist
die Initiative mit jährlichen Kosten von 16
Millionen Franken zu teuer und hält zu-
dem nicht, was sie verspricht. Die neu
vorgesehene Subventionierung bringe
nicht direkt dem Wald etwas, sondern fül-
le mit der Giesskanne in erster Linie die
Kassen der Waldeigentümer, vornehmlich
jene der Ortsbürgergemeinden, schreibt
die AIHK. Die Gemeindeautonomie wür-
de durch die Initiative weiter einge-
schränkt. Auch ohne Initiative bekommt
der Wald künftig mehr Geld. (AZ)
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